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Zur Frage, ob die Verwaltungsrecht 
Gerichten oder von deſonderen 
werden ſolle. 


Mittheilungen aus der Praxis: 
Die Dispenſirung homöopathiſcher Medicamente. 
Geſetze und Verordnungen. 
Perſonalien. 
Erledigungen. 
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ſprechung von den ordentlichen 
Verwaltungsgerichten geübt 


Zur Frage, ob die Verwaltungsrechtſprechung von den 
ordentlichen Gerichten oder von befonderen Perwal- 
tungsgerichten geübt werden ſolle. 


Von Geh. Rath Schmitt iſt dieſe Frage in dem Werke: „Die 
Grundlagen der Verwaltungsrechtspflege“ *) dahin beantwortet worden, 
daß es entſprechend ſei, die Verwaltungsrechtſprechung an die ordent— 
lichen Gerichte zu übertragen. Es wird von Schmitt das Ergebniß einer 
eingehenden Erörterung dieſer Frage in Folgendem zuſammengefaßt: 
Die jetzt angebahnte verwaltungsgerichtliche Jurisprudenz werde unaus— 
bleiblich in kurzer Friſt erkennen, daß zu der in der Errichtung beſon— 
derer Gerichte für die Verwaltungsrechtspflege liegenden Scheidung der 
Rechtspflege weder im Weſen des objectiven Rechts oder der Rechts- 
verhältniſſe, noch im ficheren Beſtande des Staatsganzen ein zureichen— 
der Grund vorliege, alſo auch die mit dieſer Scheidung verbundenen 
Nachtheile nicht in Ergebung hingenommen werden müſſen. Mit der 
Erkenntniß der inneren Einheit des geſammten Rechts werde die Zeit 
gekommen ſein, derſelben auch in der Organiſation und Verwaltung der 
unabhängig urtheilenden Gerichte, d. h. in der Uebertragung der Ver— 
waltungsrechtſprechung an die ordentlichen Gerichte unter Aufhebung der 
beſonderen Verwaltungsgerichte, Ausdruck zu geben. (S. 138.) 

Wir glauben unſeren Leſern eine Klarſtellung der hinſichtlich der 
obigen Frage ſich gegenüberſtehenden Standpunkte am beſten damit 
geben zu können, wenn wir nachſtehend aus der „Zeitſchrift für badiſche 
Verwaltung und Verwaltungsrechtspflege“ **) den weſentlichen Inhalt 
zweier Auseinanderſetzungen reproduciren, von denen die erſte von 
Wirth gegen den Standpunkt Schmitts auftritt, während die zweite, 


eine Erwiderung hierauf aus der Feder Schmitts ſelber, eine weitere 


Erörterung der Anſchauung desſelben darbietet. 
Es ſind weſentlich zwei Punkte, welche in dieſem Meinungsſtreite 
mit Rückſicht auf die Beantwortung der Hauptfrage zur Darlegung 


*) Die Grundlagen der Verwaltungsrechtspflege im conſtitutionell⸗monarchi⸗ 


ſchen Staate von C. J. Schmitt, Mitglied des bad. Verwaltungsgerichtshofes. 
Stuttgart 1878, Cotta. 
* Nr. 2 und 7 vom Jahre 1880. 


gebracht werden, namlich die Stellung der Parteien und die 
Rechtskraft der Erkenntniſſe auf dem Gebiete des öffent— 
lichen Rechts. 

Wirth ſagt in ſeinem Aufſatze: „Einige Bemerkungen zu dem 
Werke: Die Grundlagen der Verwaltungsrechtspflege von Geh. Rath 
K. J. Schmitt“ Folgendes: 

„Wichtig ſcheinen uns zwei Bedenken zu ſein, welche ſich gegen 
die von dem Herrn Verfaſſer vertheidigte vollkommene Gleichartigkeit 
des Weſens der aus dem öffentlichen und der aus dem privatrechtlichen 
Rechtsgebiete entſtammenden Rechte und Pflichten und dagegen erheben 
laſſen, daß eben dieſer Gleichartigkeit halber die Rechtsſtreitigkeiten aus 
beiden Gebieten denſelben richterlichen Behörden zugewieſen und nach 
denſelben proceſſualiſchen Beſtimmungen erledigt werden ſollten. 

Wir finden nämlich zwei bedeutſame Unterſchiede zwiſchen der 
Rechtspflege im Gebiete des öffentlichen und jener im Gebiete des 
Privatrechts (vom Strafrecht kann hier abgeſehen werden) in nachfol⸗ 
genden Punkten, deren nähere Erörterung um ſo eher geſtattet ſein 
dürfte, als dieſelben in der genannten Schrift nur beiläufig (Seite 28, 
Anmerk. 4 und Seite 125, Ziff. 3, ſowie Seite 128) berührt werden. 

Das Weſen dieſer Unterſchiede liegt 

a) in dem Mangel der Dispoſitionsfähigkeit der Parteien über 
das im Streite befangene Recht innerhalb des öffentlichen Rechtsgebiets, 
während im Gegenſatze hiezu das Privatrecht dieſe Dispoſitionsfahigkeit 
als die nahezu ausnahmsloſe Regel erſcheinen läßt. 

b) In dem Fehlen derjenigen Wirkungen des gefällten Richter— 
ſpruchs auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts, welche man im Pri— 
vatrechte unter dem Begriff der „Rechtskraft“ zuſammenzufaſſen pflegt. 

Zu a) Es muß zunächſt als vollkommen zutreffend anerkannt 
werden, daß, wie der Herr Verfaſſer in ſeiner neueſten Schrift und 
ſchon früher ausgeführt hat, als Parieien im öffentlich-rechtlichen Rechts⸗ 
ſtreite ſtets nur der Einzelne gegenüber dem Staate oder den mittel— 
baren Staatsorganen oder die Letzteren mit dem Staate, beziehungs- 
weiſe unter ſich erſcheinen können, nicht aber auch einzelne Privat- 
perſonen unter ſich. Wenn nun bezüglich des Staates und der mittel— 
baren Staatsorgane (Gemeinden) der Verfaſſer ſelbſt ſchon hervorhebt, 
daß deren Rechte ſtets auch Verpflichtungen gegenüber der Allgemeinheit, 
die ſie vertreten, enthalten, und daß daher eine freie, willkürliche 
Dispoſition über dieſe Rechte, ein eigenmächtiges Aufgeben derfelben, 
dieſen Organen nicht zuſtehe, ſo bedarſ dieſe Ausführung keiner weiteren 
Begründung Dagegen wird in der mehrerwähnten Schrift weiter dar- 
gelegt, daß bezüglich der Rechtsverhältuiſſe zwiſchen dem Einzelnen und 
dem Staate, beziehungsweiſe ſeinen Organen für die Erſteren die an⸗ 
griffs⸗ oder vertheidigungsweiſe geltend zu machenden Rechte bloße 
„Gebrauchsmöglichkeiten“ ſeien, die man nach Belieben verfolgen oder 
beruhen laſſen könne, oder mit anderen Worten, über welche den Ein⸗ 
zelnen die freie Dispoſition zuſtehe. So habe beiſpielsweiſe der einzelne 
Wahlberechtigte, wenn ſeine Befugniſſe beſtritten werden, je nach ſeinem 
Belieben das Recht, ſeine Wahlberechtigung geltend zu machen, oder 


ſolche unvertheidigt zu laſſen; es habe der einzelne Gemeindebürger zwar 
unter Umſtänden einen geſetzlichen Anſpruch auf die ihm gebührende 
Bürgernutzung, es ſtehe ihm aber völlig frei, diefen Anſpruch zu er- 


heben oder auf ſeine Bürgernutzung zu verzichten. Bei dieſer Betrachtung, 


die nach unſerer Meinung Richtiges mit Unrichtigem verbindet, ſcheint 
uns dem Herrn Verfaſſer eine Vermiſchung der Begriffe einer Verfügung 
über das Recht ſelbſt und einer Verfügung über deſſen Ausübung unter⸗ 
laufen zu ſein, während dieſe Begriffe wohl ſtreng zu trennen und aus— 


einander zu halten ſind. Wir brauchen beiſpielsweiſe nur darauf hinzu⸗ 


weiſen, daß auch im privatrechtlichen Rechtsgebiete einzelne Rechte (zum 
Beiſpiele das Recht des Nießbrauchs) unübertragbar ſind, während die 
Ausübung derſelben Gegenſtand freien Verkehrs iſt. 

Im Gebiete des Privatrechts bildet nun (mit wenigen Ausnahmen, 


welche meiſt dem Perſonenrechte angehören, das ohnehin dem öffentlichen 


Rechte am meiſten verwandt iſt) die freie Dispoſition des Einzelnen 
über das Recht ſelbſt wie über die Ausübung des Rechts die Regel, 
wogegen — und darin liegt die Abweichung von der durch den Herrn 
Verfaſſer vertretenen Anſchauung — den einzelnen Berechtigten im Ge— 
biete des öffentlichen Rechts ausnahmslos nur die Befugniß der Dispo- 
ſition über die Ausübung des Rechts (die „Gebrauchsmöglichkeit“ des 
Herrn Verfaſſers) zuſteht, das Recht ſelbſt aber mit oder ohne ihren 
Willen lediglich nach der geſetzlichen Vorſchrift an ihnen haftet oder 


nicht, alſo ihrer Verfügung entzogen bleibt. Der Einzelne kann beiſpiels⸗ 
weiſe, wenn ihm ſein Eigenthum ſtreitig gemacht wird, auf das Eigen- 


thumsrecht ſelbſt verzichten, oder er kann lediglich factiſch ſeinen Gegner 
gewähren laſſen, alſo unter Aufrechterhaltung ſeines Rechts von deſſen 
Geltendmachung abzuſehen. Beide Möglichkeiten gewährt ihm das Privat— 
recht mit rechtlicher Giltigkeit; im öffentlichen Rechtsverhältniſſe verhält 
es ſich jedoch damit anders; 
ihm geſetzlich zuſtehende Wahlberechtigung (bei politiſchen oder Gemeinde— 
wahlen) zwar unausgeübt laſſen, er kann aber nie mit irgend einer 
rechtlichen Wirkung auf das Wahlrecht ſelbſt Verzicht leiſten, oder ſolches 
etwa auf einen Auderen übertragen. Nicht minder kann, um auf das 
von dem Herrn Verfaſſer gewählte Beiſpiel zurückzukommen, der Gemeinde— 
bürger, welchem geſetzlich das Recht zum Eintritt in den Bürgergenuß 
zuſteht, dieſes Recht weder aufgeben noch übertragen, er kann es nur 
beliebig lange unausgeübt laſſen; ſobald er aber auf die Ausübung 
zurückkommt, kann der Geltendmachung ſeines Rechts ſein bisheriges 
Verzichtleiſten, ſelbſt ein ausdrücklich erklärtes Aufgeben der Berechtigung, 
mit Wirkſamkeit nicht entgegengehalten werden. 

Auch die nach der Geſetzgebung oller civiliſirten Staaten zuge— 
laſſene Verzichtleiſtung des einzelnen Staatsangehörigen auf fein Staats- 


bürgerrecht und auf die damit zuſammenhängenden Berechtigungen kann 


nicht als Argument gegen die Richtigkeit dieſer Behauptung aufgeführt 


werden, weil dieſer Verzicht auf das Recht ſelbſt nur dadurch möglich 


iſt, daß der Verzichtende durch ſeine Erklärung aus dem Geltungsgebiete 
der politiſchen Rechte des betreffenden Staates überhaupt ausſcheidet, 
und fortan natürlich nur noch diejenigen Berechtigungen im Inlande 
genießen kann, welche die Geſetzgebung, ſei es vergünſtigungsweiſe oder 
auf Grund wechſelſeitiger Staatsverträge, den Fremden einräumt. 

Mit Recht hat deshalb das badiſche Verwaltungsgeſetz, beziehungs- 
weiſe die Verfahrensordnung alle diejenigen Rechtsinſtitute des Civil-, 
beziehungsweiſe Civilproceßrechts, welche den Parteien eine Verfügung 
über das im Streite befangene Recht ſelbſt, ſei es durch Handlung oder 
Unterlaſſung ermöglichen, aus dem öffentlich-rechtlichen Verfahren theils 
ganz ausgeſchloſſen, wie Haupteid, Notheid, Verjährung, Erſitzung, Ver— 
ſäumniß mit ihren Folgen ꝛc., theils nur mit der Beſchräukung zu— 
gelaſſen, daß dadurch nur die Ausübung, nicht auch das Recht ſelbſt 
berührt werden kann, wie Vertrag, Vergleich, Verzicht ꝛc. 

Dieſer Ausſchluß der Dispoſitionsbefugniß der betheiligten Par⸗ 
teien über das Recht ſelbſt iſt nun aber keineswegs blos durch ein 
poſitives Geſetz begründet, alſo theoretiſch anfechtbar, ſondern er beruht 
auf dem inneren Weſen des öffentlichen Rechts, im Gegenſatze zu dem 
Privatrechte, indem über die dem öffentlichen Recht entſtammenden Rechts⸗ 
verhältuiſſe nur die Allgemeinheit verfügen kann, die ein Intereſſe daran 
hat und haben muß, daß die Beſtimmungen hierüber nicht willkürlich von 
Einzelnen modificirt oder geändert werden. 


Zu b) Der zweite Unterſchied, in feiner inneren Begründung mit 


dem erſten verwandt, betrifft die Wirkung des richterlichen Spruchs im 
öffentlich⸗rechtlichen Rechtsgebiete im Gegenſatze zu derjenigen des privat⸗ 
rechtlichen Rechtsſpruchs, oder mit anderen Worten, die beſtrittene Frage, 


hier kann der Einzelne beiſpielsweiſe die 
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ob auch dem Erſteren diejenige Qualität zukommt, welche als „Rechts⸗ 
kraft“ (res judieata) bezeichnet zu werden pflegt. Dieſe Frage iſt in 
der Eingangs erwähnten Schrift (Seite 128) nur flüchtig berührt, jedoch 
bejahend entſchieden 

Die Eigenſchaft eines Richterſpruches, welche man Rechtskraft 
nennt, iſt nun eine doppelte, einmal bedingt ſie den Ausſchluß der 
Anrufung einer weiteren Inſtanz, alſo lediglich eine formalproceſſualiſche 
Wirkung, ſodann aber die das materielle Recht berührende Folge, welche 
der Herr Verfaſſer auf Seite 3 der Schrift richtig dahin definirt: 
„das rechtskräftige Urtheil gilt unter denen, die es angeht, gleich 
unantaſtbarem Gefetze,“ d. h. mit anderen Worten: eine einmal ent- 
ſchiedene Sache kann nicht zum zweiten Male unter denſelben Parteien 
zum Gegenſtand eines Rechtsſtreites gemacht werden. 

Die erſtere Eigenſchaft des Rechtsſpruches hat keine theoretiſche, 
ſondern nur praktiſche Bedeutung, denn an ſich iſt es offenbar gleich— 
giltig, ob die Rechtskraft in dieſem Sinne, d. h. das Aufhören der 
Möglichkeit eines weiteren Rechtszuges nach Durchlaufung der 2, 3 oder 
mehr Inſtanzen, beziehungsweiſe nach Umlauf einer Friſt von 10, 14, 
21 oder mehr Tagen eintritt. Für die Regelung dieſes Punktes iſt 
natürlich lediglich die ſpecielle poſitive Geſetzgebung, beziehungsweiſe die 
Rückſicht der Zweckmäßigkeit, von der ſich der betreffende Geſetzgeber 
leiten ließ, maßgebend und verantwortlich. 

Iſt der Richterſpruch in der höchſten Inſtanz ergangen, 
bietet ſich natürlich eine weitere Berufung von ſelbſt. 

Von größter Wichtigkeit iſt dagegen die zweite materielle Wirkung 
des Richterſpruches, die der Römer mit den Worten res judicata jus 
facit inter partes (d. h. inter easdem personas et in cadem 
quaestione) präcis bezeichnet; d. h. der rechtskräftig gewordene Richter- 
ſpruch ſchafft, beziehungsweiſe erzeugt Recht unter den betheiligten Par— 
teien und dieſes Recht iſt (abgeſehen von einigen Ausnahmsmöglichkeiten, 
in welchen die Zweckmäßigkeit über die Conſequenz den Sieg davon— 
trägt, wie Wiederherſtellung in den vorigen Stand, rückwirkende Geſetze ꝛc.) 
vor Allem auch gegen den nachkommenden Wechſel der Rechtsſätze ſelbſt 
zu Gunſten und zu Ungunſten der betheiligten Parteien als wohlerwor— 
benes Recht ſichergeſtellt. 

Im Privatrechtsgebiete unterliegt es nun keinem Zweifel, daß 
dem, durch ordentliche Rechtsmittel nicht mehr augreifbaren Richterſpruch 
die Eigenſchaft der Rechtskraft in beiderlei Beziehungen, der formalen 
wie der materiellen, zukommt. 

Bezüglich des öffentlichen Rechtes iſt die Sache beſtritten. Die 
Frage wird zwar neuerdings meiſtentheils bejaht, wie dies auch von 
dem Herrn Verfaſſer geſchieht, jedoch unter verſchiedener Motivirung. 

Beiſpielsweiſe leitet eine Auseinanderſetzung in der „Badiſchen Ver— 
waltungs⸗Zeitſchrift“ vom Jahre 1871 die Rechtskraft des verwaltungs⸗ 
gerichtlichen Richterſpruches aus deren Nothwendigkeit ab. Weil die 
Rechtskraft eine für jede Art von Richterſpruch nothwendige, durch 
deſſen Zweck bedingte Eigenſchaft ſei, müſſe ſie auch dem Rechtsſpruche 
des Verwaltungsrichters beigelegt werden. Dieſe Begründung, die im 
Weſentlichen auf der Folgerung beruht: est qua esse debet, ſcheint 
uns nicht hinreichend überzeugend zu ſein. In einer anderen Auseinander⸗ 
ſetzung in derſelben Zeitſchrift vom Jahre 1873 wird die Frage eben— 
falls bejaht, jedoch mit der Modification, daß die Rechtskraft des ver— 
waltungsgerichtlichen Urtheils nur auf ſo lange Beſtand habe, als nicht 
eine Aenderung der Rechtsſätze, auf Grund welcher das Urtheil er— 
gangen iſt, eintritt, denn jedes Rechtsverhältuiß des öffentlichen Rechtes 
ſei durch das Zuſammenwirken der beiden Factoren des thatſächlichen 
Sachverhalts und der darauf anzuwendenden Rechtsvorſchrift bedingt, 
eine Aenderung des einen oder anderen dieſer Factoren müſſe als eine 
causa superven ens im Sinne des römischen Rechtes betrachtet werden, 
auf welche die Rechtskraft ſich nicht mehr erſtrecke. Nun dürfte es aber 
einmal keinem Zweifel unterliegen, daß eine causa supervenie:s im 
römiſch⸗rechtlichen Sinne niemals in der nachträglichen Aenderung einer 
der dem rechtskräftigen Urtheile zu Grunde gelegten Rechtsvorſchriften, 
ſondern lediglich in dem Hinzutreten einer neuen, eine Aenderung des 
Rechtsverhältniſſes bedingenden Thatſache liegen konnte, durch welche 
bei gleichbleibenden Parteien die quaustio (nicht mehr enlen bleibt, 
ſondern) eine andere wird; ſodann wird aber dieſe Begründung um des 
weiteren Umſtandes willen unſtichhältig ſein, weil man mit allem Fug 
und Recht von den Rechtsverhältniſſen des Civilrechts genau dasſelbe 
behaupten kann, daß ſie nämlich durch das Zuſammenwirken der gleichen 
zwei Factoren (des thatſächlichen Sachverhaltes und der darauf An: 


ſo ver⸗ 


| 


| 


— . 
wendung findenden Rechtsvorſchrift) bedingt find und daß deshalb kein 
Grund vorliege, dem richterlichen Spruch in letzterem Falle eine andere 
Wirkung beizulegen. Man möge indeß blos verſuchen, obige Theorie | 
von der causa superveniens auf die Rechtsſprüche der bürgerlichen 
Gerichte anzuwenden, um ſofort zu erkennen, daß damit der Begriff 
der (materiellen) Rechtskraft abſolut unvereinbar iſt, indem die wichtigſte 
Wirkung derſelben dadurch zunichte gemacht werden würde. 


Die Schrift über die Grundlagen der Verwaltungsrechtspflege 
beſchränkt fi) Seite 128) auf die kurze Bemerkung: 

„Die Frage der Rechtskraft verwaltungsgericktlicher Erkenntniſſe 
unterliegt für einzelne cinmalige Leiſtungen keiner Schwierigkeit, für Er- 
kenntniſſe über dauernde Leiſtungen ift dieſelbe natürlich durch den Fort- 
beſtand theils der einſchlagenden Rechtsnormen, theils der von derſelben 
für die ausgeſprochene Rechtsfolge verlangten Thatſache bedingt.“ 

Dieſe Faſſung ſtimmt, wenn ſie auch zurückhaltender ausgedrückt 
iſt, im Großen und Ganzen mit der obigen Theorie von der causa 
Superveniens überein. Wendet man dieſelbe, wogegen nach dem oben 
Geſagten keinerlei logiſches Hinderniß obwalten dürfte, gleicherweiſe auf 
privatrechtliche Urtheile an, ſo wird ſie ſich alsbald ebenſalls als unſtich— 
hältig erweiſen. Iſt beiſpielsweiſe durch ein rechtskräftig gewordenes 
richterliches Urtheil im Civilrecht das Vorhandenſein eines, eine un— 
beſtimmte Reihe von Handlungen oder Duldungen begründenden oder 
einen dauernden Zuſtand bedingenden Rechtsverhältniſſes (wie Nenten- 
verträge, Servituten, Dienfiverträge ꝛc.) anerkannt worden, jo wird gewiß 
Niemand annehmen wollen, daß, wenn ein nachkommendes Geſetz an den 
Rechtsvorſchriften, auf Grund welcher der Urtheilsſpruch ergangen iſt, 
etwas ändert, dieſer letztere ohneweiters der Rechtskraft verluſtig 
gehen müfſe, vielmehr wird man das wohlerworbene Recht aufrecht 
erhalten, oder, wenn ein ſogenanntes höheres Staatsintereffe dasſelbe 
ausdrücklich als mit dem neuen Geſetze unvereinbar erklärt, ſo wird doch 
wenigſtens volle Entſchädigung einzutreten haben. 

Nach unſerer Anſicht verhält ſich die Sache ſo, daß dem durch 
ordentliche Rechtsmittel nicht mehr anfechtbaren Rechtsſpruche des Ver— 
waltungsgerichtes die Eigenſchaft der Rechtskraſt in der obigen mate— 
riellen Bedeutung nicht zukommt, wogegen allerdings von ſelbſt ſich ver— 
ſteht, daß es auch im öffentlichen Rechtsgebiete der ſpeciellen Geſetz— 
gebung vorbehalten bleibt, die Zahl der zuläfſigen Inſtanzen und die 
Friſt zu beſtimmen, nach deren Ablauf eine Berufung nicht mehr ſtatt— 
haft ſein ſoll Letzteres iſt auch in unſerem badiſchen Rechte geſchehen 
und gegen die Zweckmäßigkeit ſolcher Beſchränkungen, denen aber eine 
theoretifch-fachliche Bedeutung nicht beigemeſſen werden kann, nichts zu 
bemerken. 

Die oben beſchriebene materielle Wirkung der Rechtskraſt tritt 
aber deshalb nicht ein, weil der Richterſpruch des Verwaltungsrichters 
einen anderen Charakter hat als derjenige des bürgerlichen Richters. 

Während der Letztere für die Parteien in eadem quaestione 
neues Recht erzeugt, hat der Erſtere nur einen declarativen Charakter, 
d. h. er ſpricht nur aus, welche der gegenwärtig vorhandenen Rechts- 
normen und in welcher Weiſe dieſelben auf das ſtreitige Rechtsverhältniß 
Anwendung findet. Der Unterſchied liegt alſo darin, daß der Richter— 
ſpruch des Civilrichters durch den Eintritt der Rechtskraft eine eigene, 
ſelbſtſtändige, von der Geſetzgebung unabhängige rechtliche Exiſtenz gewinnt, 
während der Rechtsſpruch des Verwaltungsrichters immer nur ein Spiegel- 
bild der Rechtsnorm bleibt und mit deren Aufhebung oder Aenderung 
von ſelbſt zuſammenfällt, folglich alsbald durch einen neuen Spruch 
(inter easdem personas et in eadem quaestione) erſetzt werden kann. | 

Rein theoretiſch betrachtet, könnte nun ein ſolcher e 
Rechtsſpruch von jeder Partei zu jeder Zeit und immer von Neuem 
verlangt werden, und wenn dies durch die Geſetzgebung dadurch ausge⸗ 
ſchloſſen wird, daß dem verwaltungsgerichtlichen Rechtsſpruche die 
Qualität der Rechtskraft in formalproceſſualiſchem Sinne beigelegt 
wurde, fo geſchieht dies nicht aus inneren, ſondern aus Zweckmäßigkeits⸗ 
gründen, gegen deren Zuläſſigleit übrigens jo wenig als auf dem Ge— 
biete des Civilrechtes Bedenken obwalten. 


Muß nun aber dem Urtheil des Verwaltungsrichters aus den 


des Anſpruchs auf Belaſtung des unterliegenden Theiles mit den Koſten 
des Rechtsſtreites) ſtets von weſentlicher Wirkſamkeit bleiben. 

Der oben näher erörterte Ausſchluß der Rechtskraft im materiellen 
Sinne hängt in ſeinem inneren Grunde wieder mit dem unter a bezeich⸗ 
neten Maugel der Dispoſitionsbefugniß der Parteien im öffentlichen Rechte 
zuſammen, weil es, wenn der verwaltungsgerichtliche Rechtsſpruch, wie 
im Civilrechte, Recht ſchaffen würde (namentlich wenn man mit dem 
Herrn Verfaſſer an Stelle der Unterſuchungs⸗ die Verhandlungsmaximen 
adoptiren wollte) in der Macht der Betheiligten ſtände, durch unrichtige 
Angaben, Verabredung ꝛc. einen irrigen Richterſpruch zu erzielen, wel- 
cher alsdann ein, wenn auch nicht über den Kreis der Betheiligten 
hinausgehendes, öffentliches Recht ſchaffen könnte, durch welches der 
allgemeine öffentliche Rechtszuſtand willkürlich alterirt würde, was der 
Allgemeinheit gegenüber, die ein Intereſſe an der Aufrechterhaltung des 
öffentlich-gemeinfamen Rechts hat, nicht zuläſſig ſein kann, wogegen die 
gleiche Wirkung des unrichtigen (wohl zu unterſcheiden von dem nichtigen) 
Rechtsſpruches im Civilrechtsgebiet keinem Bedenken unterliegt. 

Mit dem Ausſchluß der Rechtskraft des verwaltungsgerichtlichen 
Rechtsſpruches im materiellen Sinne hängt es endlich noch zuſammen, 
daß derſelbe keine wohlerworbenen Rechte im Sinne des Privatrechts 
erzeugt, weshalb auch Niemand daran denken wird, für rein öffentliche 
Rechte (wie Wahlrechte ꝛc.), wenn ſolche durch einen Richterſpruch zu— 
erkannt ſind, ſpäter aber durch Aenderung der Geſetzgebung aufgehoben 
oder geſchmälert werden, eine Entſchädigung eintreten zu laſſen, während 
allerdings, wenn gleichzeitig privatrechtliche Folgen öffentlicher Berech— 
tigungen in Frage kommen, Entſchädigung geleiſtet werden muß. 

Iſt das Vorgetragene richtig, ſo wird man immerhin zu der 
Frage berechtigt ſein, ob es nicht doch zweckmäßig (wenn auch viel— 
leicht nicht abſolut nothwendig) ſein dürfte, wie bisher beſonders 
geartete Gerichte für Erledigung der öffentlich-rechtlichen Rechtsſtreitigkeiten 
und ein beſonders geregeltes Proceßverfahren für dieſelben beizubehalten, 
ſtatt, wie der Herr Verfaſſer vertheidigt, in beiden Beziehungen lediglich 
zu der Organiſation der bürgerlichen Rechtspflege überzugehen.“ 

(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Dispenſirung homöopathiſcher Medicamente. 


Ueber Anſuchen des Wundarztes J. F. in K. um die Bewilligung 
zur Führung einer homöopathiſchen Hausapotheke entſchied der dortige 
Bezirkshauptmann unterm 3. November 1880, 3. 5219, wie folgt: 

Laut Hofkanzlei⸗Decret vom 9. December 1846, 3. 41.201 
(Gubernial-Decret vom 22. December 1846, 3. 32.242) wurde den 
Aerzten und Wundärzten das Halten einer homöopathiſchen Hausapotheke 
nicht geſtattet, ſondern nur denſelben erlaubt, die von Fall zu Fall 
nöthig ſcheinende Stammtinctur aus der Apotheke zu verſchreiben und 
ſelbe ſodann verdünnt und verrieben ihren Patienten unentgeltlich zu 
verabreichen, wie dies auch aus der vom Juſtizminiſterium im Einverſtänd⸗ 
niſſe mit dem Miniſterium des Innern erlaſſenen Erläuterung (R. G. Bl. 
v. J. 1857, Nr. 151) hervorgeht, wornach der Verbrauch zubereiteter 
homöopathiſcher Heilmittel außer den öffentlichen Apotheken und den 
Hausapotheken der hiezu berechtigten Heil- und Wundärzte auf dem Lande 
verboten iſt. 

Es muß daher auch der Beſchluß des Gemeinde-Ausſchuſſes der 
Landgemeinde K. vom 11. April d. J., zufolge weſchem J. F. als 
Armenarzt mit der Ermächtigung beſtellt wurde, die nöthigen Medicamente 
trotz der dort beſtehenden öffentlichen Apotheke ſelbſt beizuſchaffen, als 
durchaus ungeſetzlich annullirt werden. 

Im Recurswege entſchied die Statthalterei in J. mit Erlaß vom 
23. November 1880, 3. 19.391, in nachſtehender Weiſe: 

Vermöge § 14 der mit Hofkanzlei-Decret vom 6. October 1816, 
Z. 36.524 (Gubernial⸗Kundmachung vom 30. October 1816, Z. 23.882) 
erlaſſenen Inſtruction für Wundärzte und § 15 der mit Hofkanzlei⸗ 
Decret vom 7. September 1821, Z. 35.759 (Gubernial⸗-Kundmachung 


oben angeführten Gründen die Eigenſchaft der materiellen Rechtskraft vom 30. September 1821, 3. 18.515) veröffentlichten Pflichten der 
abgeſprochen werden, fo folgt daraus noch keineswegs, daß dieſes Urtheil Wundärzte iſt es dem Wundarzte, wenn in ſeinem Aufenthaltsorte oder 
keine Bedeutung für die Parteien beſitze, vielmehr wird dasſelbe durch ſehr nahe an ſelbem eine Apotheke ſich befindet, nicht erlaubt, ſelbſt 
die ihm innewohnenden Eigenſchaſten der Vollſtreckbarkeit (d. h. des Arzneien auszugeben. Er darf nur dann eine Hausapotheke halten und 
Anſpruchs auf zwangsweiſe Durchführung, und der Koſtenfolge, d. h. aus ſelber die Arzneien an Kranke abgeben, wenn im Umkreiſe einer 


Stunde keine Apotheke vorhanden iſt. Dieſe Verordnung hat durch das 
Hofkanzlei⸗Decret vom 9. December 1846, 3. 41.201 (Gubernial⸗ 
Eröffnung vom 22. December 1846, 3. 32.242), wo von einer 
hombopathiſchen Hausapotheke keine Rede iſt, keine Veränderung erlitten; 
im Gegentheile iſt durch den Erlaß des Juſtizminiſteriums vom 9. Auguſt 
1857 (R. G. Bl. St. XXXI, Nr. 151) das Verbot des Verkaufes 
homöopathiſcher Heilmittel außer den öffentlichen Apotheken und den 
Hausapotheken der Heil- und Wundärzte klar ausgeſprochen. Der Wund⸗ 
arzt F. iſt hienach, da in K. eine öffentliche Apotheke ſich befindet, 
zur Haltung einer Hausapotheke nicht berechtigt. Es kann daher dem— 
ſelben auch die Haltung einer homöopathiſchen Hausapotheke nicht geſtattet 
und deſſen Recurſe gegen die Entſcheidung der k. k. Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft vom 3. d. M., Z. 5219, keine Folge gegeben werden. 

Das Miniſterium des Innern fand unterm 26. April 1881, 
3. 3622, dem Miniſterial⸗-Recurſe des Wundarztes J. F. in K. gegen 
die Entſcheidung der Statthalterei vom 23 November 1880, Z. 19.391, 
mit welcher demſelben die Führung einer homöopathiſchen Hausapotheke 
und die Abgabe homöopathiſcher Arzneien aus derſelben unterſagt wurde, 
aus folgenden Gründen keine Folge zu geben. 

Durch das mit der a. h. Entſcheidung vom 5. December 1846 
(Hoſdecret vom 9. December 1846, 3. 41.201) den homöopathiſchen 
Aerzten gemachte Zugeſtändniß, die aus den Apotheken verſchriebenen 
Stammtincturen und Präparate ſelbſt verdünnen, verreiben und ihren 
Patienten, jedoch unentgeltlich, verabreichen zu dürfen, ſind die weiteren, 
auf das Medicinalweſen Bezug nehmenden Verordnungen rückſichtlich 
der Dispenfirung von Medicamenten ſeitens der Aerzte überhaupt durch- 
aus nicht berührt worden. Demnach find die homöopathiſchen Aerzte, 
gleichwie die allopathiſchen verpflichtet, die für ihre Hausapotheken, Noth- 


apparate u. ſ. w. benöthigten Arzneien aus den öffentlichen Apotheken 
des Inlandes, da nur dieſe unter ſtaatlicher Aufſicht und Controle 


ſtehen, zu beziehen; weiters iſt durch die obbezogene a. h. Entſchließung 
den hombopathiſchen Aerzten nicht geſtattet, in Apotheken hergeſtellte 


Verdünnungen und Verreibungen der homöbopathiſchen Medicamente ſelbſt 


zu dispenſiren, ſie ſind vielmehr, wenn ſie von dem ihnen gemachten 
Zugeſtändniſſe der Selbſtdarſtellung dieſer Verdünnungen und Verreibungen 
keinen Gebrauch machen, verpflichtet, gerade ſo, wie die allopathiſchen 


Aerzte die hombopathiſchen Medicamente aus öfſentlichen inländiſchen 


Apotheken zu verordnen 

Nachdem die Erhebungen nachgewieſen haben, daß Wundarzt F. 
ſeine homöopathiſchen Medicamente aus Auslands-Apotheken bezieht, bei 
der Verabſolgung derſelben die vorgeſchriebene Beigabe der Arzneizettel 
unterläßt, ſomit überhaupt bei Dispenſirung homößopathiſcher Medicamente 
die diesfalls beſtehenden Vorſchriften ignorirt, ſo war die Unterſagung 
dieſes Vorgehens ſeitens der politiſchen Behörden gerechtfertigt, und iſt 
der Wundarzt F. zur genauen Beachtung der erwähnten Vorſchriften 
zu verpflichten, widrigenfalls gegen ihn das weitere Verfahren einzu— 
leiten käme. IE 


Geſetze und Verordnungen. 


1880. IV. Quartal. 
Landesgeſetzblatt für das Herzogthum Krain. 
V. Stück. Ausgeg. am 23. November. 


8. Geſetz vom 2 November 1880, wirkſam für das Herzogthum Krain, 
womit für das Jahr 1881 ergänzende Anordnungen zu den geſetzlichen Beſtimmun⸗ 
gen über die im Haushalte der Stadtgemeinde Laibach und der übrigen Orts⸗ 
gemeinden, dann der Bezirksſtraßenausſchüſſe in Krain und des Hauptausſchuſſes 
für die Cultur des Laibacher Moores zu beſchließ uden Zuſchläge zu den directen 
Steuern gegeben werden. 

9. Kundmachung der k. k. Landesregierung für Krain vom 4. November 
1880, Z. 2249, betreffend die zur Bedeckung des Abganges im Voranſchlage 
des krainiſchen Landesfondes für das Jahr 1880 Allerhöchſt genehmigten 
Zuſchläge. | 

10. Kundmachung der k. k. Landesregierung für Krain vom 6. November 
1880, 3. 2265 Pr., betreffend die Ausſchreibung der Normalſchulfonds-Landes⸗ 
umlage pro 1880. 

11. Kundmachung der k. k Landesregierung für Krain vom 7. November 


1880, Z. 2266 Pr., betreffend die zur Bedeckung des Landesbeitrages für den niſſe des 
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Grundentlaſtungsſond für das Jahr 1880 Allerhöchſt genehmigten Landes⸗ 
umlagen. 

12. Kundmachung der k. k. Landesregierung für Krain vom 8. November 
1880, Z. 2252 Pr., betreffend die zur Bedeckung des Abganges im Voranſchlage 
des krainiſchen Landesfondes für das Jahr 1881 Allerhöchſt genehmigten 
Zuſchläge. 

VI. Stück. Ausgeg. am 10. Decemder. 

13. Geſetz vom 18. November 1880, wirkſam für das Herzogthum Krain, 
betreffend die Beitragsleiſtung der aus einem anderen Lande übertretenden Lehrer 
der öffentlichen Volksſchulen zur Penſtonscaſſe. 

14. Kundmachung der k. k. Landesregierung für Krain vom 25. November 
1880, Z, 2377 Pr., betreffend die Allerhöchſt genehmigte Erhöhung der "bei den 
Gemeinden des Wippacher-Thales beſtehenden Weinmeßgebühr. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Sectionschef im Finanzminiſterium Dr. Moriz 
Ritter Ender v. Mallenau tuyfrei den Orden der eiſernen Krone zweiter 
Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Legationsrathe zweiter Kategorie Wilhelm Frei⸗ 
herrn Gennotte v. Merkenfeld das Comthurkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens, 
dem Regierungsrathe Expeditsdirector Felix Grognet d' Orléans und dem 
Hof⸗ und Minifterialfecretär Karl Ritter v. Schultes taxfrei den Orden der 
eiſernen Krone dritter Claſſe, ferners dem Hilfsämter-Directionsadjuncten Adam 
Ritter v. Tuſtanowski, ſowie den Hof- und Miniſterialconeipiſten Albert 
Grafen Amadei und Maximilian Freiherrn v. Biegeleben das Ritterkreuz des 
Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 5 


l Seine Majeſtät haben dem Vorſtande des Fichrechnungsdepartements für 
die Staatsſchuld Sectionsrathe Franz Ritter v. Wymé tal anläßlich deſſen Pen- 
ſionirung taxfrei den Titel und Charakter eines Hofrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Minifterial-Bicefecretär im Miniſterium für 
Cultus und Unterricht Dr. Paul Gaut ſch v. Frankenthurn anläßlich der 
proviſoriſchen Uebertragung der Direction der thereſianiſchen Akademie an den— 
ſelben taxfrei den Titel eines Regierungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Cabinatsconcipiſten, Hofſecretären Moriz 
Wimmer, Johann Sawieki und Karl König v Aradvaär das Ritterkreuz 
des Franz⸗Joſeph⸗Ocdens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterial⸗Viceſecretär Dr. Emil Ritter v. 
Herzmanowsky zum Miniſterialſecretär im Ackerbauminiſterium ernannt. 

Seine Maieftät haben dem derzeit als Civi commiffär in Plevlje verwen: 
deten früheren proviſoriſchen Regierungsſecretär der bosniſchen Landesregierung 
Heinrich Müller das Ritterkreuz des Franz-Joſef-Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät Hasen dem Rechnungsrathe beim oberſten Rechnungshofe 
Georg Seidl anläßlich deſſen Penſtonirung taxfrei den Titel eines Oberrech— 
nungsrathes verliehen. 

g Seine Majeſtät haben dem praktiſchen Arzte Regierungsrathe Dr. Rudolf 
Ritter v. Vivenot in Wien den Titel eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Der Min ſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Primararzt an der Krankenanſtalt „Rudolf⸗Stiftung“, a. ö. Bıofeffor Dr. 
Leopold Ritter Schrötter v. Criſtelli in das allgemeine Krankenhaus über⸗ 
ſetzt und die dadurch erledigte Stelle eines Primararztes an der Krankenanſtalt 
„Rudolf⸗Stiftung“ dem Armenarzte Dr. Iſidor Hein verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des 


i 1 Innern hat den 
Oberingenieur Karl Scheiner zum Baurathe für N 1) 


den Staatsbaudienſt in 


Schleſien ernannt. 


Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Miniſterialconeipiſten 
Thaddäus Szawkowski zum Minifterial-Bicefeeretär und den n. ö. Statthal⸗ 
terei⸗Conceptsprakticanten Leopold Grafen Auersperg zum Miniſterialcon- 
cipiſten im Miniſterium für Cultus und Unterricht ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Controlor der Finanzlandescaſſe in Trieft 
Wilhelm Ceredoni zum Director dieſer Caſſe ernannt. 

b Der Finauzminiſter hat den Finanzprocuratursadjuncten Dr. Johann 
Sieber zum Seeretär der Lıibacher Finanzprocuratur ernannt. 

N Der Finanzminiſter hat den Zolloberamtscontrolor Victor v. Martini 

zum Zolloberamtsverwalter des Hauptzollamtes in Krakau ernannt. 


Erledigungen. 
Bezirkshauptmannsſtelle in Steiermark mit der ſechsten Rangscla i 
20. Mai. (Amtsblatt Nr. 95. 2 gsclaſſe, bis 
Steuereinnehmersſtelle in Nieder⸗Oeſterreich in der neunten Rangsclaſſe, 
eventuell eine Steueramtscontrolorſtelle in der zehnten und eine Steueramts⸗ 
adjunctenſtelle in der eilften Rangsclaſſe gegen Caution, bis Ende Mai. (Amts⸗ 
blatt Nr. 97.) 
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